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Das System der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) ist von sei-
ner Konzeption her nicht auf eine Integration zwischen den beteiligten Staaten
angelegt. Die EMRK soll von den Vertragsparteien schlicht beachtet werden,
und eine dynamische Fortentwicklung durch Sekundärrechtsetzung ist nicht
vorgesehen. Gleichwohl hat sich auch im abgelaufenen Berichtsjahr 1984 ge-
zeigt, daß die Staaten des Europarats sich über die EMRK zunehmend zu ei-
nem einheitlichen Rechtsraum zusammenfügen. Selbst die Unterschiede zwi-
schen den in der kontinentaleuropäischen Tradition der Verfassungskodifika-
tion stehenden Ländern auf der einen und Großbritannien wie auch den skan-
dinavischen Staaten auf der anderen Seite beginnen sich zu verwischen. Aller-
dings handelt es sich bei den angedeuteten Entwicklungen um langsame
Wachstumsprozesse, hinter denen als Triebkräfte vor allem die mit der interna-
tionalen Anwendung der EMRK beauftragten beiden Organe, die Europäische
Menschenrechtskommission (Kommission) und der Europäische Menschen-
rechtsgerichtshof (Gerichtshof), stehen.

Stand des Vertragswerks und Fortentwicklung des Rechts
Nachdem das Hauptvertragswerk seit Ende 1982 für alle 21 Mitgliedstaaten in
Geltung steht, richtet sich die Aufmerksamkeit nunmehr zunehmend auf die
ergänzenden Protokolle wie auch auf die Rechtsschutzklauseln. Insoweit klaf-
fen noch erhebliche Lücken. Das [Erste] Zusatzprotokoll mit seinen Gewähr-
leistungen des Eigentums (Art. 1) und des Rechts auf Bildung (Art. 2) hatte am
31.12.1984 einen Ratifikationsstand von 18 Mitgliedstaaten1; abseits stehen
Liechtenstein, die Schweiz und Spanien. Noch weiter zurück liegt das Protokoll
Nr. 4 mit seinen verschiedenen Garantien der Freizügigkeit, dessen verbindli-
che Annahme durch nicht weniger als acht Staaten — Griechenland, Liechten-
stein, Malta, Schweiz, Spanien, Türkei, Großbritannien, Zypern — noch aus-
steht2. Auch das Fehlen der Individualbeschwerdemöglichkeit in Griechen-
land, Malta, der Türkei und Zypern wirkt sich zunehmend als Substanzverlust
für die EMRK aus. L'Europe ä deux vitesses hat hier auf dem Gebiet der Men-
schenrechte bereits greifbare Gestalt gewonnen.

Als bedeutenden Fortschritt wird man es werten dürfen, daß im Ministeraus-
schuß Einigung über den Text eines siebten Protokolls zur EMRK3 erreicht
werden konnte. Dementsprechend wurde dieses neue Rechtsinstrument am
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22.11.1984 zur Zeichnung aufgelegt. Insgesamt ist es das Ziel des Protokolls,
im europäischen Rechtsschutzsystem den Rückstand aufzuholen, der im Ver-
gleich zum jüngeren Vertragswerk der Vereinten Nationen, dem Internationa-
len Pakt über bürgerliche und politische Rechte (IPBPR) von 1966, eingetreten
war. Zu Recht versucht sich das Protokoll nicht an einer perfektionistischen
und pointillistischen Schließung selbst der geringsten Lücke. Es statuiert im we-
sentlichen fünf Rechte: Rechtsschutz für Ausländer im Falle der Ausweisung,
Art. 1 (Art. 13 IPBPR), Gewährleistung einer zweiten Instanz im Falle der
strafgerichtlichen Verurteilung, Art. 2 (Art. 14 Abs. 5 IPBPR), Schadenser-
satzanspruch im Falle ungerechtfertigter strafgerichtlicher Verurteilung, Art. 3
(Art. 14 Abs. 1 IPBPR), Verbot mehrfacher strafgerichtlicher Verfolgung (ne
bis in idem), Art. 4 (Art. 14 Abs. 7 IPBPR), Gleichheit des zivilrechtlichen Sta-
tus der Ehegatten, Art. 5 (Art. 23 Abs. 4 IPBPR). Bestrebungen, ein ä-la-car-
te-System einzuführen und den beitretenden Staaten eine gewisse Wahlfreiheit
hinsichtlich der mit der Ratifikation des Protokolls zu übernehmenden Ver-
pflichtungen einzuräumen, haben sich erfreulicherweise nicht durchsetzen kön-
nen. Geblieben ist indes die Regelung (Art. 7 Abs. 2), daß die Unterwerfung
unter die Individualbeschwerde nach Art. 25 EMRK oder die Akzeptierung
der Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs nach Art. 46 EMRK sich nicht automa-
tisch auch auf den materiellen Inhalt des Protokolls Nr. 7 erstreckt.

Auffallend ist schon bei einem flüchtigen Vergleich mit den entsprechenden
Bestimmungen des IPBPR, in welch hohem Maße die Redaktionsarbeiten von
dem Bemühen getragen worden sind, von der eher prinzipienhaften Allgemein-
heit des Wortlauts des IPBPR abzurücken und bereits im Stadium der Recht-
setzung entscheidende Weichen zu stellen, anstatt die Einzelauslegung vertrau-
ensvoll in die Hand des Richters zu legen. Meist handelt es sich bei den Schär-
fungen und Konkretisierungen um inhaltliche Einschränkungen der jeweils in
Frage stehenden Rechte. So soll die Rechtsschutzgarantie in Ausweisungsfällen
(Art. 1) nur demjenigen Ausländer zukommen, bei dem das Merkmal „lawfully
resident in the territory of a State" vorliegt, während der IPBPR unvermittelt
von „an alien lawfully in the territory" spricht4. Im Erläuterungsbericht zu Art.
1 heißt es, die erforderliche Voraussetzung könne bei einem Ausländer, dessen
befristete Aufenthaltserlaubnis abgelaufen sei, nicht mehr als gegeben angese-
hen werden. Bedenkt man, daß etwa in der Bundesrepublik — in anderen Län-
dern werden die Verhältnisse ähnlich sein — bis auf einen geringen Prozentsatz
sämtliche Aufenthaltserlaubnisse mit einer Befristung ausgestellt werden, so
erweist sich die neue Garantie fast als leerlaufend, sofern die europäischen
Rechtsschutzinstanzen den Darlegungen über die Absichten der Vertragschöp-
fer folgen. Solche Kleinmütigkeit wird den unentwegt verkündeten Idealen von
Westeuropa als einem Raum der freiheitlichen Menschenrechtsordnung nicht
gerecht. Eher wird man hingegen Verständnis haben für die Präzisierungen in
Art. 2 Abs. 2, daß ein Rechtsmittel an eine zweite Instanz nicht vorgesehen
sein muß bei geringfügigen Übertretungen, falls die Verhandlung in erster In-
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stanz vor dem höchsten Gericht des Landes stattgefunden hat oder falls der An-
geklagte erst nach Einlegung eines Rechtsmittels in zweiter Instanz verurteilt
wird; Art. 14 Abs. 5 IPBPR kennt seinem Wortlaut nach solche Einschränkun-
gen nicht. In Art. 4 Abs. 2 wird ebenfalls in Abweichung von der entsprechen-
den Vorschrift des IPBPR klargestellt, daß das Verbot des ne bis in idem die
Wiederaufnahme des Verfahrens im Falle neuer Tatsachen oder schwerer Ver-
fahrensmängel nicht hindert. Schließlich heißt es in Art. 5, daß sich die Gleich-
stellung der Ehegatten nur auf Rechtsverhältnisse „of a private law character"
bezieht, während diese Qualifikation in Art. 23 Abs. 4 IPBPR fehlt. Während
also etwa durchaus plausibel argumentiert werden kann, daß das staatsangehö-
rigkeitsrechtliche Verhältnis zu den Abkömmlingen von Art. 23 Abs. 4 IPBPR
erfaßt wird, schließt Art. 5 des Protokolls Nr. 7 diesen Bereich eindeutig aus.

Ganz im Schatten der EMRK steht nach wie vor die Europäische Sozialchar-
ta vom 18.10.1961. Die einzige Kontrollmodalität, die Prüfung von Staatenbe-
richten, ist ein außerordentlich langwieriges Verfahren. Bis die Berichte durch
den zuständigen Sachverständigenausschuß geprüft, dessen Schlußfolgerungen
wiederum von der Parlamentarischen Versammlung zur Kenntnis genommen
worden sind und schließlich der Ministerausschuß dem Verfahren seinen Ab-
schlußstempel aufdrückt (Art. 21—29), vergehen nach wie vor viele Jahre. Da
die Sozialcharta auch im innerstaatlichen Raum nur eine höchst bescheidene
Rolle spielt, indem sie keine subjektiven Rechte gewährt, ist das Interesse an
ihr weitgehend erlahmt. Auch ein in Vorbereitung befindliches Zusatzproto-
koll5 würde an diesem Zustand nichts Wesentliches ändern. Ein neuer Anlauf
müßte echte kreative Kräfte mobilisieren und dürfte sich nicht in Verbalismus
erschöpfen. In einer Zeit der Massenarbeitslosigkeit fällt allerdings der Glaube
an die wohltätige Kraft wirtschaftlicher Rechte (Recht auf Arbeit!) schwer.

Von den übrigen menschenrechtlichen Aktivitäten des Europarats verdient
besondere Hervorhebung eine Empfehlung des Ministerausschusses über Fern-
seh-Werbung vom 23.2.19846. Im Kernelement, der Bestimmung über das an-
wendbare Recht, ist man freilich nicht über einen Formelkompromiß hinausge-
kommen. Es liegt auf der Hand, daß jede Sendung das Recht des Sendestaates
beachten muß. Für den Fall aber, daß Werbesendungen auf einen Empfänger-
kreis in einem Drittland gerichtet sind, heißt es lediglich, die Sendungen hätten
nach Maßgabe der Größe dieses Empfängerkreises „in angemessener Weise"
die Gesetzgebung dieses anderen Landes „zu berücksichtigen" („devra tenir
düment compte").

Rechtsanwendung im Rahmen der EMRK
Über die vor dem Ministerrat anhängige Staatenbeschwerde Zyperns gegen die
Türkei ist im Berichtszeitraum nichts bekannt geworden. Nur langsam vorange-
kommen ist offenbar auch die nunmehr im Stadium der Begründetheitsprüfung
durch die Kommission befindliche Staatenbeschwerde Dänemarks, Frank-
reichs, der Niederlande, Norwegens und Schwedens gegen die Türkei. Zu den
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Vorwürfen der Mißhandlung von Strafgefangenen hat die Kommission im Juni
1984 Zeugen vernommen; bedauerlicherweise hat die türkische Regierung sich
bei dieser Gelegenheit nicht vertreten lassen7. Das langsame Tempo beider
Verfahren mag darauf hindeuten, daß nach einem Vergleich gesucht wird, in
dem die Türkei gewisse Zugeständnisse machen würde.

Die Zahl der Individualbeschwerden hat sich offensichtlich auf einem hohen
Niveau eingependelt8. Es wurden 3007 vorläufige Beschwerdeakten angelegt;
die endgültige Zahl der registrierten Beschwerden betrug 586. Ein neuer
Höchststand wurde mit 54 bei den für zulässig erklärten Beschwerden erreicht.
Weit zurück liegen also definitiv jene Zeiten der Vergangenheit, wo die Kom-
mission sich als Schutzwall vor dem Gerichtshof gerierte und den Zugang zu
der eigentlichen richterlichen Instanz nur in Extremfällen freigab. Die koope-
rative Haltung gegenüber dem Gerichtshof, die durch die Leitlinie geprägt
wird, dem Gerichtshof die Primärzuständigkeit für die Auslegung und Weiter-
entwicklung des Rechtssystems der EMRK zuzuerkennen, läßt sich wie auch
schon in den Vorjahren wiederum an der Tatsache ablesen, daß die Kommis-
sion wegen einiger Grundsatzfragen den Gerichtshof selbst dort angerufen hat,
wo sie einstimmig (James gegen Großbritannien) oder fast einstimmig (Briti-
sche Verstaatlichungsfälle) zu der Auffassung gelangt war, daß eine Vertrags-
verletzung zu verneinen sei.

Wie tief die Rechtsprechung der Straßburger Organe in die Verfassungsord-
nung der Mitgliedstaaten eingreift, lassen unter den Streitigkeiten des Jahres
1984 vor allem die Beschwerden K. und G. gegen die Bundesrepublik erken-
nen. Beide Beschwerdeführer wurden als politische Extremisten aus dem öf-
fentlichen Dienst entlassen. Während K. der NPD angehört, steht G. der KPD
nahe. Es wird gewiß nur auf die Besonderheiten des Einzelfalles zurückzufüh-
ren sein, daß die Kommission, die die Fälle mangels einer Gewährleistung des
Zugangs zum öffentlichen Dienst unter dem Aspekt des Art. 10 EMRK (Mei-
nungsäußerungsfreiheit) prüfte, im Falle K. mit 10:7 Stimmen eine Konven-
tionsverletzung verneint, eine solche hingegen im Falle G. mit 9:8 Stimmen be-
jaht hat9.

Was die rein quantitativen Aspekte der Kommissions-Arbeit angeht, so ist es
erfreulich festzustellen, daß die Zahl der Zulässigkeitsentscheidungen mit 582
fast ebenso hoch wie diejenige der Neueingänge (586) lag. Andererseits bedeu-
tet dies nicht, daß nicht doch die Verfahrensdauer gelegentlich das erträgliche
Maß zu übersteigen scheint. So waren bei dem durch Urteil des Gerichtshofs
vom 28.6.1984 (Nr. 80) abgeschlossenen Verfahren Campbell und Fell die Be-
schwerden im März 1977 bei der Kommission eingegangen, während der Ge-
richtshof im Oktober 1982 befaßt wurde. Freilich läßt sich nicht leugnen, daß
Verfahren mit einem komplexen Sachverhalt vor einer internationalen Instanz
zwangsläufig mehr Zeit in Anspruch nehmen müssen als in den üblichen Ver-
fahrenswegen des innerstaatlichen Rechts, allein schon wegen der in jedem Fal-
le notwendigen Übersetzungsarbeiten.
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Der Gerichtshof hat im Jahre 1984 die beachtliche Anzahl von 18 Urteilen
erlassen, von denen 14 Sachurteile sind und drei sich lediglich mit Fragen der
Schadensersatzleistung nach Art. 50 EMRK auseinandersetzen. In einem Falle
(Skoogström gegen Schweden, Urteil vom 2.10.1984, Nr. 83), wurde mit der
knappen Mehrheit von 4:3 Stimmen beschlossen, wegen angenommener Erle-
digung in der Hauptsache die Streichung im Register anzuordnen. In 12 Fällen
stellte der Gerichtshof einen Verstoß gegen die Konvention fest, in zwei Fällen
verneinte er einen solchen. Die Verletzungsvorwürfe richten sich gegen acht
Staaten, so daß von einem durchaus ausgewogenen Bilde gesprochen werden
kann. In keinem Lande hat sich eine Situation struktureller Menschenrechts-
verletzungen herausgestellt.

Wiederum lag wie schon im Vorjahr das Schwergewicht der Rechtsprechung
bei den Garantien des gerichtlichen Verfahrens (Art. 6 EMRK). Als die prinzi-
piell bedeutsamste Entscheidung läßt sich das Urteil Malone gegen Großbritan-
nien (vom 2.8.1984, Nr. 82)10 bezeichnen, das die frühere Rechtsprechung zur
Tragweite des Gesetzesvorbehalts abermals präzisiert hat.

Unter den zu Art. 6 EMRK ergangenen Entscheidungen ragt das Urteil Öz-
türk gegen Bundesrepublik (Nr. 73, vom 21.2.1984)11 hervor. Öztürk, ein in
der Bundesrepublik ansässiger Türke, hatte im Jahre 1978 einen Verkehrsun-
fall verursacht, wegen dessen gegen ihn ein Bußgeld in Höhe von DM 60 ver-
hängt wurde. Im Verfahren über den von Öztürk eingelegten Einspruch ent-
standen vor dem Amtsgericht unter anderem Dolmetscherkosten in Höhe von
DM 63,90. Öztürk wandte sich insoweit gegen die Kostenfestsetzung mit dem
Hinweis, nach Art. 6 Abs. 3 Buchst, e) EMRK sei die Bundesrepublik nach der
früheren Rechtsprechung des Gerichtshofs12 zur unentgeltlichen Gestellung ei-
nes Dolmetschers verpflichtet gewesen. Mit einer Mehrheit von 12:6 Stimmen
(in der Kommission hatte das Stimmenverhältnis 8:4 gelautet) entschied der
Gerichtshof gegen die Bundesrepublik. Der rechtliche Angelpunkt der Ausein-
andersetzung war die Auslegung der Wendung „strafrechtliche Anklage" im
Sinne des Art. 6 Abs. 1 EMRK. Nur wenn es sich um ein mit diesen Worten
definiertes strafgerichtliches Verfahren handelt, finden die aufwendigen Pro-
zeßgarantien des Art. 6 EMRK Anwendung. Die Argumentation des Gerichts-
hofs zum Kern der Sache ist schlicht und vermeidet es, sich mit den entschei-
denden Gesichtspunkten auseinanderzusetzen. Obwohl der Gerichtshof zu
Recht die Art und Schwere der Strafe als eines der Kriterien für die notwendige
Abgrenzung zwischen strafrechtlichen und sonstigen Sanktionen heranziehen
will (S. 18 Nr. 50), beschränkt er sich auf die Feststellung, Geldbußen hätten ei-
nen sowohl vorbeugenden wie strafenden Charakter („both deterrent and puni-
tive", „ä la fois preventif et repressif"). Mit dem deutschen Gesetz über Ord-
nungswidrigkeiten vom 1.1.1975 war aber bewußt der Versuch unternommen
worden, bestimmte Gesetzesverstöße zu entkriminalisieren. In den abweichen-
den Voten der sechs überstimmten Richter werden die Elemente im einzelnen
genannt, die einen sehr handfest spürbaren Unterschied zum Straf recht be-
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gründen: Es findet bei den auf Grund von Ordnungswidrigkeiten verhängten
Sanktionen keine Eintragung im Strafregister statt, die Vorschriften über
Rückfall kommen nicht zum Zuge, und schließlich ist auch durch die Umbe-
nennung der soziale Vorwurf beseitigt worden, der sich sonst mit der Verfol-
gung wegen einer Straftat verbindet. Auch von den konkreten Tatumständen
her ließ der Fall kein legitimes Schutzbedürfnis des Betroffenen erkennen. Of-
fenbar aus Furcht vor einer möglichen Aushöhlung des Art. 6 EMRK ist der
Gerichtshof einem Umgehungsversuch entgegengetreten, der in Wahrheit gar
nicht gegeben war. Wie wenig der Fall für ein Grundsatzurteil geeignet war,
zeigt sich auch an dem nachfolgenden Urteil nach Art. 50 EMRK über die Hö-
he des zu leistenden Schadensersatzes (vom 23.10.1984, Nr. 85). Da die Dol-
metscherkosten, der Dreh- und Angelpunkt des Verfahrens, durch eine
Rechtsschutzversicherung voll abgedeckt waren, wies der Gerichtshof das Ver-
langen nach Schadensersatz in toto ab. Der deutsche Richter Bernhardt, dem
sich der isländische Richter Vilhjälmsson ausdrücklich anschließt, hat zu Recht
bemängelt, daß in dem Urteil völlig die teleologische Überlegung fehlt, ob in
derartigen Minimalfällen wirklich der gesamte rechtsstaatliche Apparat mobili-
siert werden muß, dessen rechtspolitische Grundlage die Furcht vor einem
Mißbrauch staatlicher Strafgewalt bildet.

Zustimmen wird man dem Gerichtshof hingegen uneingeschränkt, wenn er
im Urteil Campbell und Fell (vom 28.6.1984, Nr. 80) feststellt, daß es sich dem
Wesen nach um eine strafgerichtliche Sanktion handelt, wenn in einem Verfah-
ren zur Ahndung von Unruhen in einem Gefängnis den beteiligten Häftlingen
die Vergünstigung eines Erlasses im Hinblick auf Freiheitsstrafen ganz oder
teilweise aberkannt wird. Sobald es um die persönliche Freiheit geht, müssen
die prozeduralen Gewährleistungen des Art. 6 EMRK zum Zuge kommen.

Das Urteil Malone stellt einen Verstoß Großbritanniens gegen Art. 8
EMRK, das Recht auf Schutz der Privatsphäre, fest, weil die britische Praxis
des Abhörens von Telefongesprächen auf keiner ausreichenden gesetzlichen
Grundlage beruht habe. Der Gerichtshof bestätigt hier seine vor allem im Ur-
teil Sunday Times13 entwickelte Rechtsprechung, daß ein Gesetz zur Ein-
schränkung eines durch die EMRK gewährleisteten Freiheitsrechts mit hinläng-
licher Genauigkeit die Eingriffsbefugnisse der öffentlichen Verwaltung um-
schreiben und auch dem Bürger zugänglich sein müsse. Nach den dem Ge-
richtshof vorgelegten Statistiken hatten die zuständigen Dienststellen einen an
sich maßvollen Gebrauch von der ihnen nach britischem Recht zustehenden
Ermächtigung zum Abhören gemacht. Der Gerichtshof ließ sich jedoch durch
dieses pragmatische Argument, welches die Ausgewogenheit eines in erster Li-
nie auf die politische Vernunft setzenden Systems zeigt, im Ergebnis nicht um-
stimmen. In der Tat verlangt die EMRK, dabei kontinentalem Rechtsdenken
folgend, durchweg eine Entscheidung des Gesetzgebers, die sich letzten Endes
auch in Großbritannien gerade für Grenzfälle als nützlich erweisen wird.

Sowohl der Rückblick auf das Jahr 1984 wie auch die Vorausschau auf das
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laufende wie auch die kommenden Jahre macht deutlich, daß es für den Ge-
richtshof fast zu einem Existenzproblem wird, in sinnvoller und vernünftiger
Weise den sachlichen Geltungsbereich des Art. 6 EMRK mit seinen Schutzga-
rantien sowohl für Verfahren „über zivilrechtliche Ansprüche und Verpflich-
tungen" wie auch für Strafverfahren abzugrenzen. Jede Überspannung kann
dazu führen, daß das so wichtige Straßburger System seinen politischen Rück-
halt bei den Mitgliedstaaten verliert. Es trifft zu, daß nationale Verfassungsge-
richte häufig nach dem olympischen Motto handeln: immer mehr, immer bes-
ser. Diese Devise kann aber nicht das Leitmotiv einer Rechtsprechung sein, die
in dem weiten Raum von 21 Staaten in hohem Maße auf Legitimität durch An-
erkennung angewiesen ist.
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